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Liebe Mandantin, lieber Mandant, 

 

auch im vergangenen Monat hat sich rund um Steuern, Recht und Betriebswirtschaft einiges getan. 

Über die aus unserer Sicht wichtigsten Neuregelungen und Entscheidungen halten wir Sie mit Ihren 

Mandanteninformationen gerne auf dem Laufenden. Zögern Sie nicht, uns auf einzelne Punkte 

anzusprechen, wir beraten Sie gerne. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

1. Dienstwagen: Keine Kürzung des geldwerten Vorteils um selbst 
getragene Maut, Fähr- und Parkkosten 
 

Es können nur solche vom Arbeitnehmer getragenen Aufwendungen den geldwerten Vorteil aus der 

Überlassung des Fahrzeugs als Einzelkosten mindern, die bei einer (hypothetischen) Kostentragung 

durch den Arbeitgeber Bestandteil dieses Vorteils und somit von der Abgeltungswirkung der 1 %-

Regelung erfasst wären. 

Hintergrund 

Der Kläger erzielte im Streitjahr 2017 u.a. Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit. Er hat einen 

Dienstwagen, den er auch privat nutzt. Die private Nutzung ermittelt er mithilfe der 1%-Methode. In 

seiner Steuererklärung wollte er den geldwerten Vorteil, um verschiedene Kosten senken.  

Dazu gehören: 

 Maut, Fähr, Benzin- und Parkkosten 

 Abschreibung für einen selbst angeschafften Fahrradträger 
 

Diese Ausgaben entstanden durch private Urlaubsreisen und Fahrten. Das Finanzamt hat die Senkung 

des geldwerten Vorteils abgelehnt. Auch das Finanzgericht (FG) hat die Klage des Mannes abgewiesen.  

Entscheidung   

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat die Entscheidung des Finanzgerichts bestätigt und die Revision 

zurückgewiesen. Er entschied, dass die privaten Kosten, die der Mann getragen hat, den geldwerten 

Vorteil nicht mindern.  



Die aktuelle Rechtslage besagt: 

 Der geldwerte Vorteil kann nur dann gemindert werden, wenn er an den Arbeitgeber 
Zahlungen für diese Nutzung leistet. 

 Der geldwerte Vorteil besteht im Wert der Nutzung, abzüglich des gezahlten Nutzungsentgelts. 
 

Die speziellen Aspekte des Falles:  

 Der Mann hat Kosten übernommen, die keine vertraglich vereinbarten Nutzungsentgelte 
sind.  

 Diese Kosten werden rechtlich nicht als Übernahme durch den Arbeitgeber eingeschätzt, die 
den Vorteil mindern könnten. 

 Kosten wie Maut- und Fährgebühren oder die Abschreibung des Fahrradträgers gelten als 
unabhängige geldwerte Vorteile, die nicht durch die 1 %-Regelung abgedeckt sind. 

 

Hinweis:   

1 %-Regelung: Eine Methode, um den Wert der privaten Nutzung eines Firmenwagens zu ermitteln. 

Der private Nutzungsanteil wird mit 1 % des Bruttolistenpreises des Fahrzeugs pro Monat pauschal 

angesetzt. 

Zusammenfassend bedeutet das, dass solche selbst getragenen Aufwendungen den privaten Vorteil 

nicht reduzieren können. 

 

2. Mieter lädt Elektroauto an allgemeiner Steckdose: Darf Vermieter 
wegen Stromdiebstahls kündigen? 

 

Auch wenn ein Mieter an einer allgemeinen Steckdose sein Elektroauto auflädt, rechtfertigt das 

weder eine fristlose noch eine ordentliche Kündigung. Eine Räumungsklage eines Vermieters wegen 

des Stromdiebstahls hatte damit keinen Erfolg. 

Hintergrund 

Nachdem die Mieter einer Wohnung in einem Mehrfamilienhaus mehrfach ihr Hybridauto an einer 

allgemeinen Steckdose des Hauses aufgeladen hatten, waren einige Nachbarn, die dies beobachtet 

hatten, verärgert. Denn der Mietvertrag sah vor, dass die Kosten für den Stromverbrauch für den 

Verbrauch aus der Allgemeinstreckdose als Betriebskosten anteilig auf alle Mieter dieses Hauses 

umgelegt werden. 

Sie forderten von ihrem Vermieter, dass dieser den Stromdiebstahl verbietet und in Zukunft 

verhindert. Darüber hinaus wollten sie, dass der Verbrauch pauschal bei der Nebenkostenabrechnung 

angerechnet wird. 

Der Vermieter sprach daraufhin den betreffenden Mietern die fristlose Kündigung sowie hilfsweise 

die ordentliche Kündigung des Mietvertrags aus und verklagte sie auf Räumung. Er berief sich darauf, 

dass sie „nahezu permanent“ den Stromdiebstahl für ihren Elektrowagen begangen haben. 

Entscheidung 

Das Amtsgericht wies die Räumungsklage des Vermieters ab.  



Das Gericht sah die fristlose Kündigung des Vermieters wegen Stromdiebstahls als unwirksam an. Nach 

seiner Ansicht fehlte es an einem wichtigen Grund, weil die Mieter durch das Aufladen ihres 

Hybridwagens nicht auf erhebliche Weise den Hausfrieden gestört haben.  

Es schätzte den entstandenen Schaden auf 48 EUR, was als geringfügig angesehen wurde. Dabei 

orientierte es sich an der Geringfügigkeitsgrenze der Rechtsprechung für den Diebstahl geringfügiger 

Sachen von ungefähr 50 EUR. Grundlage der Schätzung waren Informationen des Vermieters bezüglich 

der Nutzung der Steckdose, welche nicht ausreichend waren. Die Mieter hatten eingeräumt, die 

Steckdose zehnmal genutzt zu haben.  

Darüber hinaus hatten die Mieter ein Wiedergutmachungsangebot über 600 EUR gemacht. Die 

fristlose Kündigung war zudem ungültig, da der Vermieter zuvor keine Abmahnung ausgesprochen 

hatte, was erforderlich gewesen wäre.  

Das Amtsgericht sah die ordentliche Kündigung des Vermieters ebenfalls als unwirksam an. Das 

begründete es damit, dass der Stromdiebstahl für das Elektroauto aufgrund der geringen Lademenge 

eine unerhebliche Pflichtverletzung des Mieters darstellt. 

 

3. Umsatzsteuer auf Photovoltaik-Anlage zu früh gezahlt. Anspruch auf 
Rückzahlung? 
 
Was passiert, wenn eine Photovoltaik-Anlage nach dem 1.1.2023 fertiggestellt worden ist, aber die 

Umsatzsteuer vorher schon per Rechnung erhoben wurde? 

Hintergrund 

Vor dem Amtsgericht München wurde folgender Fall verhandelt: Am 15.7.2022 beauftragte der Kläger 

die beklagte Firma mit der Installation einer PV-Anlage einschließlich Planungsleistungen, 

Wechselrichter, Fördermittelberatung, Anlagenmontage, Anmeldung beim zuständigen Netzbetreiber 

sowie Umbau des Zählerkastens für sein privates Wohnhaus. 

Der Kläger beglich die Rechnung (inkl. 3.021 EUR Umsatzsteuer) am 20.9.2022 nach der Montage der 

Module auf dem Dach. Am 27.12.2022 wurde der Wechselrichter eingebaut. Am 17.2.2023 erfolgte 

die Abnahme durch den örtlichen Netzbetreiber, wobei dieser noch Mängel feststellte. Die Mängel 

wurden beseitigt, am 8.5.2023 ein Zweistromzähler durch den Netzbetreiber eingebaut und die PV-

Anlage freigegeben. 

Entscheidung 

Da die Photovoltaik-Anlage erst nach dem 1.1.2023 fertiggestellt worden war, war strittig war, ob der 

Kläger Umsatzsteuer bezahlen muss. Seit 1.1.2023 ist auf den Kauf bzw. Einbau privater Photovoltaik-

Anlagen der sog. Nullsteuersatz anzuwenden.  

Der Kläger konnte nachweisen, dass die Photovoltaik-Anlage erst nach 1.1.2023 fertiggestellt worden 

war. Demnach hatte er zu Unrecht Umsatzsteuer bezahlt und die beklagte Firma musste ihm die 3.021 

EUR Umsatzsteuer zurückzahlen. 

 

 



4. Rückstellung für vorläufig festgesetzte Erstattungszinsen? 
 

Eine Rückstellung darf nicht für eine Rückzahlungsverpflichtung von vorläufig festgesetzten 

Erstattungszinsen erfolgen. 

Hintergrund 

Die Parteien stritten um die Zulässigkeit einer Rückstellung wegen einer drohenden Inanspruchnahme 

für vorläufig festgesetzte Erstattungszinsen.  

Im Jahr 2020 änderte das Finanzamt nach einem erfolgreichen Rechtsbehelfsverfahren die 

Umsatzsteuerbescheide 2001 bis 2016 der Klägerin. Das Finanzamt setzte auch Erstattungszinsen fest. 

Bezüglich der Erstattungszinsen enthielten die Bescheide einen Vorläufigkeitsvermerk unter Verweis 

auf anhängige Verfahren beim Bundesverfassungsgericht, in denen es um die Verfassungsmäßigkeit 

der Zinsen ging. 

Die Klägerin bildete aufgrund dieser Verfahren sowie seinerzeit diskutierter Gesetzesentwürfe eine 

Rückstellung in Höhe von 50 % der festgesetzten Zinsen.  

Die Bescheide 2020 ergingen zunächst wie erklärt. Im Rahmen einer Betriebsprüfung kam der Prüfer 

zu der Auffassung, dass diese Rückstellung nicht habe gebildet werden dürfen, da nicht ernsthaft mit 

einer Inanspruchnahme habe gerechnet werden können. Eine Rechtsprechung des 

Bundesverfassungsgerichts sei nur im Ausnahmefall rückwirkend anzuwenden. Eine Rückstellung 

wegen einer Rückzahlung von Zinsen komme deshalb nicht in Betracht.  

Gegen die geänderten Steuerbescheide legte die Klägerin Einspruch ein. Dieser wurde zurückgewiesen. 

Entscheidung 

Das Gericht wies die erhobene Klage als unbegründet ab. Eine Rückstellung für ungewisse 

Verbindlichkeiten sei zu bilden, wenn eine hinreichende Wahrscheinlichkeit des künftigen Entstehens 

der Verbindlichkeit. 

bestehe, die wirtschaftlich vor dem Bilanzstichtag verursacht worden sei. Zudem sei es erforderlich, 

dass der Schuldner ernsthaft mit einer Inanspruchnahme rechnen müsse.  

Hier seien die Erstattungszinsen bestandskräftig festgesetzt worden. Der Vorläufigkeitsvermerk habe 

nicht dazu geführt, dass eine Rückzahlung der Erstattungszinsen hinreichend wahrscheinlich gewesen 

sei. Auch bei einer Verfassungswidrigkeit der Bestimmung sei die Klägerin vor einer Rückzahlung von 

Zinsen geschützt. Von einer hinreichenden Wahrscheinlichkeit der Inanspruchnahme habe die 

Klägerin deshalb nicht ausgehen können. 

 

5. Photovoltaikanlage nicht geliefert: Trotzdem Vorsteuerabzug? 
 

Aus einer Anzahlungsrechnung muss hervorgehen, dass über eine noch nicht ausgeführte Leistung 

abgerechnet wird. In diesem Fall kann ein Vorsteuerabzug selbst dann in Betracht kommen, wenn 

der bezahlte Gegenstand tatsächlich nicht geliefert wird. 

 

 



Hintergrund 

Die Klägerin war Betrügern aufgesessen und hatte Zahlungen für eine Photovoltaikanlage geleistet, 

die tatsächlich nie geliefert worden war (Schneeballsystem). Sie wollte den Vorsteuerabzug aus 2 

Rechnungen, jeweils vom 22.12.2010.  

Das "Modell" sah vor, dass die Klägerin die Anlage erwarb und an einem bestimmten Anlagestandort 

zu einem festen Pachtzins für eine feste Laufzeit an vorbestimmte Pächter überließ. In späteren 

Strafprozessen wurde festgestellt, dass tatsächlich keine Anlage vorhanden war.  

Während eine der Rechnungen an die Klägerin den Vermerk "Vorauskasse" aufwies, enthielt die 

andere Rechnung lediglich den Hinweis "Das Rechnungsdatum entspricht dem Leistungsmonat".  

Das Finanzamt versagte den Vorsteuerabzug letztlich aus beiden Rechnungen, da die Klägerin keine 

Verfügungsmacht an der Photovoltaikanlage erlangt hatte und somit auch keine Lieferung vorliegen 

würde. 

Entscheidung 

Die Klage hatte teilweise Erfolg. Während die Rechnung mit dem Vermerk "Vorauskasse" die Klägerin 

zum Vorsteuerabzug berechtigt, ist dies bei der anderen Rechnung nicht der Fall, da diese nicht als 

Anzahlungsrechnung ausgestellt wurde und der Klägerin deshalb der Vorsteuerabzug mangels 

Verschaffung der Verfügungsmacht zu versagen war. 

Soweit der gesondert ausgewiesene Steuerbetrag auf eine Zahlung vor Ausführung des Umsatzes 

entfällt, ist er bereits abziehbar, wenn die Rechnung vorliegt und die Zahlung geleistet worden ist. 

Der Eintritt des Steuertatbestands darf zum Zeitpunkt der Anzahlung bzw. Vorauszahlung nicht 

"unsicher" sein.  

In der Rechnung über eine Anzahlung muss kenntlich gemacht werden, dass über eine noch nicht 
ausgeführte Leistung abgerechnet wird, weil die Rechnungsangaben eine eindeutige und leicht 

nachprüfbare Feststellung der Voraussetzungen für den Vorsteuerabzug ermöglichen sollen. …n: 
Kapitalgesellschaft 

 

 


